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Die gegenwärtige Lage 

Der unerklärte Krieg zwisdien England und Argentinien im Früh- 
jahr 1982 um den Besitz der Falkland-Inseln zeigt allen denen, die bis- 
her geglaubt haben, ein Krieg zwischen Staaten der sogenannten „west- 
lichen Welt'' sei nicht mehr möglich, daß sie im Irrtum sind. Außerdem 
zeigt es die Ohnmacht oder „gewollte'' Machtlosigkeit der Vereinten 
Nationen, die diesen Krieg doch eigentlich hätten verhindern müssen. 
Im übrigen war dieser von England geführte „Falkland- Krieg" letzt- 
lich nichts anderes als ein Kolonialkrieg. 

In unserer jetzigen Nachkriegszeit, rund 38 Jahre nach der militäri- 
schen Beendigung des 2. Weltkrieges, in der sich die beiden Großmächte 
— die Vereinigten Staaten von Amerika und die Sowjetunion — 
schwer bewaffnet und ausgerüstet mit atomaren, bakteriologischen und 
chemischen Massenmordmitteln gegenüberstehen — der Ausdruck 
Atom- bzw. Nuklearwaffen dient nur der Verniedlichung und damit 
der Verschleierung der tatsächlichen Gefahren — , fragt sich jeder nach- 
denkliche und verantwortungsbewußte Bürger auf der Welt und insbe- 
sondere in Mitteleuropa, wie ein Zusammenprall dieser beiden hoch- 
gerüsteten Machtblöcke, USA und Sowjetunion, vermieden werden 
kann, denn bei einem größeren Einsatz dieser Massenmordmittel wäre 
nicht nur das Ende Europas, sondern sicherlich auch der ganzen Mensch- 
heit gekommen; die dabei freigesetzten radioaktiven Stoffe, Krank- 
heitserreger oder chemischen Gifte machen bekanntlich vor keiner 
Staatsgrenze halt, sondern werden durch den Wind auch in Gebiete ge- 
tragen, die von den unmittelbaren Kriegseinwirkungen nicht betroffen 
sind. Sie würden auch dort ihr Menschen und Tiere vernichtendes Werk 
vollführen. 

An einem Menschheitsvernichtungskrieg, z. B. einem sogenannten 
großen atomaren Schlagabtausch, haben beide „Supermächte" wohl 
kein Interesse. Die Aussicht, vom atomsicheren Bunker aus nur noch 
über Leichen herrschen zu können, und die Gewißheit, in diesem Bun- 
ker für immer bleiben zu müssen, da die ganze Umgebung strahlen- 
bzw. bakteriologisch und chemisch verseucht und dort ein Leben nicht 
mehr möglich ist, ist nicht gerade ein Ansporn. 

Begrenzte Kriege oder sogenannte „Stellvertreter kriege" haben da- 
gegen schon mehrfach stattgefunden (z. B. Koreakrieg, Vietnamkrieg) 
und sind bekanntlich jederzeit weiterhin möglich. Die Bevölkerung die- 
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ser Staaten wurde und wird dabei der teilweisen oder auch völligen 
Verniditung preisgegeben. 

Diese „begrenzten'' Kriege oder ,yStellvertreterkriege'' bradien vor- 
nehmlidi in künstlidi geteilten Staaten aus, in Staaten bzw. Völkern, 
die in zwei Interessensphären der beiden Weltmächte aufgeteilt waren 
bzw. heute noch sind. Künstlidi geteilte Völker, denen durch die Tei- 
lung das als zwingende Rechtsnorm geltende Selbstbestimmungsredit 
der Völker vorenthalten wird, versuchen früher oder später diese Tei- 
lung zu überwinden. Das ist ihr gutes Recht, zumal der im Unterbe- 
wußtsein der Angehörigen eines Volkes lebende Selbsterhaltungswille 
der Volksseele gebieterisch die Herstellung der Volkseinheit verlangt. 

Dieser Selbsterhaltungswille der Volksseele will nur die Erhaltung 
des eigenen Volkes und ist frei von Machtgier und damit von dem Wil- 
len zur Unterjodiung fremder Völker. Im Selbstbestimmungsrecht der 
Völker, das heute als Rechtsgrundsatz international anerkannt ist, wird 
diesem Selbsterhaltungswillen der Volksseele Rechnung getragen. Im 
europäischen Raum ist bekanntlich Deutschland ein mehrfach in Inter- 
essensphären fremder Mächte aufgeteiltes Land. 

Wir dürfen bei der Betraditung der Lage nicht vergessen, daß zwi- 
schen diesen beiden großen Machtblöcken schon immer Querverbindun- 
gen bestanden haben und audi heute nodi bestehen, auch wenn vor der 
Weltöffentlichkeit das Theater einer unversöhnlichen Feindschaft auf- 
geführt wird. Die amerikanische Hochfinanz finanzierte sdion die Rote 
Revolution des Jahres 1917 in Rußland, wie aus zahlreichen Veröffent- 
lidiungen hervorgeht, und die US-Regierung verhinderte im 2. Welt- 
krieg eine mögliche militärisdie Niederlage der Sowjetunion durcii un- 
geheure Lieferungen von Kriegsmaterial und Verpflegung. Und auch 
heutzutage erhält die Sowjetunion zur Milderung ihrer ständigen Er- 
nährungskrisen nach wie vor große Getreidelieferungen von den USA. 
Man muß schon sehr leichtgläubig sein, wenn man dieses Propaganda- 
theater der Feindschaft zwischen den USA und der Sowjetunion für 
wahr hält. Seit wann liefert man seinem erbitterten Feind riesige Men- 
gen Getreide und hält ihn dadurch an der Madit? 

Die USA braudien die Sowjetunion zum Aufbau eines Feindbildes, 
damit sie ihre Verbündeten bei der Stange halten können; das gleiche 
gilt umgekehrt für die Sowjetunion im Hinblick auf die USA. Bekannt- 
lich bezeichnen drei Worte letztlich die Mittel zur Beherrsdiung 
der Völker: Furcht, Staunen und Gewöhnung. Mit der 
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Atomrüstung und dem An-die-Wand-malen eines Atomkrieges wird 
den Völkern Furdit eingejagt — Menschen aber, die in Furcht leben, 
können nidit mehr frei und folgerichtig denken, denn die Furcht 
beherrscht zum großen Teil ihre Gedanken und Handlungen! 

Der Begründer und erste Präsident der Paneuropa-Union, Graf 
Coudenhove-Kalergi, der von einer eurasisch-negroiden Zukunftsrasse 
schwärmte, schrieb über Kapitalismus und Kommunismus: 

„Kapitalismus und Kommunismus sind ebenso wesensverwandt wie 
Katholizismus und Protestantismus y die sich durch Jahrhunderte für 
extreme Gegensätze hielten und mit allen Mitteln blutig bekämpften. 
Nicht ihre Verschiedenheit, sondern ihre Verwandtschaft ist die Ur- 
sache des erbitterten Hasses, mit dem sie einander verfolgen."^) 

Auf Seite 33 des gleichen Buches finden wir: 

„Der Kampf zwischen Kapitalismus und Kommunismus um das 
Erbe des besiegten Blutadels ist ein Bruderkrieg des siegreichen Hirn- 
adels, ein Kampf zwischen individualistischem und sozialistischem, ego- 
istischem und altruistischem'' (selbstlosem), „heidnischem und christ- 
lichem Geist. Der Generalstab beider Parteien rekrutiert sich aus der 
geistigen Führerrasse Europas: dem Judentum." 

Seit der Gründung der Bundesrepublik Deutschland im Jahre 1949 
treten die offiziellen Stellen dieses westdeutschen Staates für eine ein- 
seitige Bindung der Bundesrepublik Deutschland an die NATO bzw. 
an die USA ein, während die Deutsche Demokratische Republik (Mit- 
teldeutsdiland) im Warschauer Pakt bzw. im Ostblock unter sowjeti- 
scher Führung entsprechende Bindungen eingehen mußte. 

Eine Politik der Neutralität — eines neutralen wiedervereinigten 
Deutschen Reiches — wird von den maßgebenden Politikern beider 
deutschen Teilstaaten bisher, jedenfalls offiziell, nicht in Erwägung ge- 
zogen. 

In dem Aufsatz „Sicherheit gewinnen wir nur Schulter an Schulter 
mit Amerika'' meint Generalmajor Hans K. Nolzen^): 

„Ich warne davor, an unseren lebenswichtigsten Bindungen zu den 
Vereinigten Staaten etwas ändern zu wollen. Wir haben allen Grund, 
uns auf die Amerikaner zu verlassen. Ohne sie gibt es heute in Mittel- 
europa keine Sicherheit. Sie haben uns auch in der Vergangenheit nicht 
im Stich gelassen." 

General Nolzen verweist dann auf die Luftbrücke der Amerikaner 
nach Berlin im Jahre 1948, die mehr bedeutet hätte als i,Rosinenbom- 
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her'' für Menschen in Not. »Damals drohten in Europa einige Lichter 
der Freiheit auszugehen. Wir dürfen das niemals vergessen."" 

Nun, die Luftbrücke nach Berlin war, einmal rein militärisch ge- 
sehen, eine Nachschubübung großen Stils, nämlich die Durchführung 
der Versorgung von eingeschlossenen eigenen Truppen aus der Luft. 
Die Bewohner Berlins stellten hierbei die eingeschlossenen eigenen 
Truppen dar, und für die Organisationsleitung und die daran beteilig- 
ten Verbände war es von untergeordneter Bedeutung, ob sie hier nun 
Lebensmittel und Kohlen für die Bevölkerung oder Kriegsmaterial und 
sonstige Nachschubgüter für eine eingeschlossene Truppe heranflogen. 
Die USA hätten damals, wenn sie gewollt hätten, den freien Zugang 
nach Westberlin durch Drohung mit einem Atombombeneinsatz er- 
zwingen können, da sie zu dieser Zeit allein über Atomwaffen ver- 
fügten. 

Weiter schreibt General Nolzen: 

„Der Ruf nach einer atomwaffenfreien Zone in Zentraleuropa ist so 
alt wie der immer wiederkehrende Gedanke an einen neutralen deut- 
schen Staat (was den Sowjets Neutralität bedeutet, haben sie kürzlich 
in schwedischen Gewässern praktiziert) . . . 

In einer atomwaffenfreien Zone würde die Bundesrepublik sehr bald 
zu einer Geisel des Ostblocks: Die konventionellen N ATO-Streitkräfte 
in Mitteleuropa sind den Warschauer-Pakt-Truppen weit unterlegen. 
Hieran wird sich auch vorläufig nichts ändern. Daher: Nur ein Waffen- 
gleichgewicht unter Einschluß der nuklearen Komponente schafft die 
Sicherheit, die allein die Erhaltung des Friedens in Europa garantiert. 
Dabei muß es ein Ziel aller sein, die Rüstung beider Seiten auf ein 
möglichst niedriges Niveau zu senken."'' 

Die Ansicht General Nolzens ist wirklichkeitsfremd, denn der mög- 
liche Einsatz von Atomwaffen in Mitteleuropa kann nie die Erhaltung 
des Friedens in Europa gewährleisten, da jeder Europäer und insbeson- 
dere jeder Deutsche, der noch denken kann, sich niemals mit dem Ein- 
satz von Atomwaffen einverstanden erklären kann, denn nach einem 
Einsatz von Atomwaffen in Mitteleuropa brauchen sich die Deutschen 
keine Gedanken mehr über die Erhaltung des Friedens in Europa zu 
machen — die Atomgeschosse haben ihnen dann für immer das Denken 
abgenommen! Somit ist die Drohung mit einem atomaren Gegenschlag 
(das bedeutet ja letztlich »der Einschluß der nuklearen Komponente^') 
völlig falsch, ja unsinnig, denn mit einem Waffeneinsatz zu drohen, 
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der nicht durchgeführt wird, weil er mit tödlicher Sicherheit zur eigenen 
Vernichtung führt, ist kein Mittel, um auf eine Großmacht (wie die 
Sowjetunion) Eindruck zu machen. 

Bundespräsident Karl Carstens wies beim Überseetag in Hamburg 
am 7. 5. 1982 in seiner Ansprache auf das Verhältnis der Bundesrepu- 
blik Deutschland zu den Vereinigten Staaten von Amerika mit folgen- 
den Worten hin: 

Jch warne davor, sich von Amerika abzuwenden. Das zu tun, hieße 
nichts anderes, als zum dritten Mal in unserer jüngeren Geschichte in 
den Fehler zu verfallen, die Bedeutung der Vereinigten Staaten für 
unser Schicksal zu mißachten ... 

Wer sich in Deutschland allen Ernstes mit dem Gedanken an einen 
Neutralismus befaßt, hat aus der Geschichte nichts gelernt. Neutralis- 
mus wäre der Versuch, Deutschland in seine alte kontinentale ,Land~ 
bestimmung' zurückzuführen. Ein solcher Versuch entspricht nicht der 
heutigen Wirklichkeit, er verkennt, daß unser Schicksal im 20. Jahr- 
hundert zugleich atlantisch bestimmt ist. Genauso illusionär'' (trüge- 
risch) „scheint mir ein ,Europa zwischen den Blöcken' zu sein . . . 

Für unser Land gibt es keinen ^Weg zwischen den Blöcken'. Zur 
Wahl stehen nur die Abhängigkeit von der Sowjetunion oder die Part- 
ner Schaft mit Amerika im Atlantischen Bündnis. Wir haben diese Wahl 
getroffen . . ."^) 

Der Verteidigungsminister unter Bundeskanzler Kohl, Manfred 
Wörner, tritt ebenfalls für eine feste Bindung an den Westen ein. 

„Ihm komme es darauf an, klarzumachen, daß die neue Regierung in 
ihrer Politik ,absolut klar und verläßlich ist' , sowohl was die Priorität" 
(Vorrang) „für die Westbindung angehe als auch für die Absage an 
Neutralismus, Anti-Amerikanismus und Äquidistanz-Vorstellungen" 
(sinngemäß: Gleicher Abstand zu den Supermächten). „Auch könne 
man in Washington sicher sein, daß sich die Bundesregierung bemühen 
werde, auf dem Feld der Rüstungskontrolle die Politik des Bündnisses 
zu verwirklichen . . ."'') 

Sowohl General Nolzen als auch Bundespräsident Carstens und Mi- 
nister Wörner vergessen einfach, daß die Bundesregierung verantwort- 
lieh für ganz Deutschland zu sprechen und handeln hat, nicht etwa nur 
für Westdeutschland. Von dieser Verpflichtung des Grundgesetzes 
konnte sie sich audi nicht durch den Grund vertrag befreien. Warum 
soll es für Deutschland und Europa keinen ,yWeg zwischen den Blök- 
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ken" geben, zumal Deutschland sowieso in beiden Blöcken liegt? Ist die 
Partnerschaft mit Amerika nidit audi eine Abhängigkeit von Amerika, 
wenn man die Behandlung der Bundesrepublik Deutschland durdi die 
USA einmal näher betrachtet? Sind die inneren Verhältnisse der USA 
mit ihrer hohen Kriminalität und ihren Rassenauseinandersetzungen 
in ihren Großstädten ein Vorbild für uns? Hat man vergessen, was wir 
Deutschen den USA in den letzten 70 Jahren zu verdanken haben? Sie 
führten im 1. und 2. Weltkrieg „Kreuzzüge'' gegen uns! 

Am Ende des 2. Weltkrieges, des 2. Kreuzzuges der USA gegen 
Deutschland, raubten die USA dem Deutschen Reich mindestens 
200 000 Patente und noch 146 000 neue, noch nicht bearbeitete Patent- 
anmeldungen. Der Wert dieses Raubes kann nicht annähernd genau ge- 
schätzt werden. Solche Methoden, dem besiegten Feind die Patente zu 
rauben, sind übelste Raubkriegsmethoden und schwerste Verletzun- 
gen des zwingenden Völkerrechts!^) 

Die USA, der jetzige Freund der Bundesrepublik Deutschland, ha- 
ben bisher ihrem Freund diesen Raub nicht zurückgegeben, wie es doch 
eigentlich unter Freunden selbstverständlich sein sollte. Man denke 
auch an den im 2. Weltkrieg in den USA veröffentlichten Plan der 
Sterilisation des deutsdien Volkes von Theodore Nathan Kaufmann, 
an den Morgenthau-Plan und den Bestrafungs- und Umerziehungsplan 
von Louis Nizer, der mindestens zum Teil bei uns durchgeführt wurde. 
Was können wir also von den USA erwarten, wenn wir ihre Politik 
uns Deutschen gegenüber in den letzten Jahrzehnten näher betrachten? 

In Südostasien urteilt man über eine Freundschaft mit den USA an- 
ders als bei uns: 

„Wer die Amerikaner zu Freunden hat, braucht keine Feinde'\ 
schleuderte Madame Nhu dem US-Präsidenten Kennedy entgegen, als 
der südvietnamesische Präsident Diem und dessen Bruder Nhu ermor- 
det worden waren. Im ansdiließenden Vietnamkrieg (1964 — 1973) 
wurden von den US-Truppen u. a. riesige Wälder durch chemische 
Mittel entlaubt und am Ende des Vietnamkrieges wurde der einzige 
Atomreaktor Südvietnams von amerikanischen Spezialisten „stillgelegt 
und gesprengt'' (s. Zeitschrift „Biologische Zukunft" der Gesamtdeut- 
sdien Arbeitsgemeinschaft, Doppelfolge 2/3 — 1975)! Man nahm hier 
also genauso wenig Rücksicht auf die Zivilbevölkerung wie im 2. Welt- 
krieg, wo absichtlich reine Wohnviertel bombardiert und zum Beispiel 
die unverteidigte Stadt Dresden, die mit Flüchtlingen überfüllt war 
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und in der sich damals über 1 Million Menschen befanden, am 13./14. 2. 
1945 (Fastnachtdienstag/ Aschermittwoch) innerhalb von 24 Stunden 
durch drei Bombenangriffe fast völlig von britischen und amerikani- 
schen Flugzeugen in Schutt und Asche gelegt wurde/') Die neuesten 
Äußerungen von amerikanischen Politikern atmen den ,y gleichen Geist" 
wie in den vergangenen Jahrzehnten, wie wir gleich sehen werden. 

An der Schaffung einer atomwaffenfreien Zone in Europa oder an 
einem neutralen Europa haben die USA keinerlei Interesse. 

„Westeuropa wird bereits militärisch von der Sowjetunion erpreßt. 
Diese Ansicht vertrat der Leiter der amerikanischen Äbrüstungsbe- 
hördcy Eugene Rostow, in einem Interview mit der f ranzösischen Nach- 
richtenagentur yAgence France-Presse' (afp) . . . 

yFinnlandisierungy Polonisierung oder Helvetisierung — Sie können 
es nennen, wie Sie wollen. Moskau will Europa neutralisieren, um es 
als Milchkuh auszuschlachten*'"''), erklärte Rostow . . ."^) 

Mit dem ersten Teil des Satzes »Moskau will Europa neutralisieren" 
trifft Rostow wohl das Richtige; mit dem zweiten Teil des Satzes, y,um 
es als Milchkuh auszuschlachten" y sollen die Europäer von einer frie- 
denserhaltenden Politik der Neutralität abgehalten werden, denn wer 
will schon als Milchkuh ausgeschlachtet werden? Man sollte doch dar- 
über nachdenken, wer dieses sagt, und sich dabei die amerikanische 
Politik der letzten 60 — 70 Jahre gegenüber Deutschland vor Augen 
halten! 

In Presse, Rundfunk und Fernsehen wird letztlich die gleiche Ansicht 
vertreten und die Neutralität Deutschlands, die ja die Wiederherstel- 
lung der Reichseinheit miteinschließt, als yyUtopisch" (also als wirklich- 
keitsfremd) und daher als ein nicht erstrebenswertes Ziel dargestellt. 
Dabei wird noch besonders herausgestellt, daß eine y^neutrale" Politik 
das Ende jeder deutschen Freiheit darstellen würde. 

Der Präsident der Vereinigten Staaten von Amerika, Ronald Rea- 
gan, und seine engsten Mitarbeiter, Verteidigungsminister Weinberger 

''■) Der 3. Angriff richtete sich am Tage gegen die aus den Randgebieten von 
Dresden flüchtende Bevölkerung! 28 Quadratkilometer Fläche brannten! In einem 
Bericht des Propagandaamtes nach Berlin wurde die Zahl der Toten „mit 350 000 
bis 400 000 geschätzt". „Vielleicht sind es 50, vieilleicht 70 Prozent aller Toten^ die 
geborgen wurden. Alle anderen liegen noch heute unter den Trümmern Dresdens."" 
(Axel Rodenberger: „Der Tod von Dresden'^ 8. Auflage, 1963, S. 173, 187) 

Soll wohl heißen: y^auszumelken" . 
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u. a., haben klipp und klar zu erkennen gegeben, daß sie einen dritten 
„begrenzten'' Weltkrieg in Europa durchaus für möglich halten. 

Ronald Reagan hat sich in einem Interview mit amerikanischen 
Chefredakteuren zu der Möglichkeit eines begrenzten atomaren Schlag- 
abtausches der beiden Großmächte geäußert. Die Frage an den Präsi- 
denten lautete: 

»Glauben Sie, daß es einen begrenzten Schlagabtausch mit nuklearen 
Waffen zwischen uns und der Sowjetunion geben könnte, oder daß er 
einfach unausweichlich eskalieren würde f'' 

Reagan: 

„Ich weiß es ehrlich gesagt nicht . . . Ich konnte mir eine Situation 
vorstellen, wo es einen Schlagabtausch mit taktischen Waffen gegen 
Truppen auf dem Schlachtfeld geben könnte, ohne daß die eine oder 
andere der Großmächte den Knopf drückt.''"^) 

Dieser Schlagabtausch fände sicherlich in Europa statt, und da vor 
allem in Deutschland, aber kaum an der Beringstraße zwischen Asien 
und Amerika. 

Der amerikanische Verteidigungsminister Weinberger hat „im schot- 
tischen Gleneagle am Rande einer NATO-Tagung die These vertreten, 
ein mit taktischen Nuklearwaffen ausgetragener Krieg in Europa müsse 
nicht automatisch einen totalen Atomkrieg zur Folge haben 

„Reagans Abrüstungsbeauftragter Rostow erklärte denn auch schon 
vor einigen Wochen kategorisch: ,Wir leben in einer Vorkriegs- und 
nicht in einer Nachkriegs-Welt/"^) 

Viel deutlicher geht es nicht mehr! 

Rund drei Wochen nach seiner Äußerung über die Möglichkeit eines 
begrenzten Atomkrieges in Europa erklärte US-Präsident Reagan er- 
neut: 

„Ich könnte mir vorstellen, daß beide Seiten noch immer von einem 
Schlagabtausch mit'' (nuklearen) „strategischen Waffen abgeschreckt 
würden, wenn vorher'' (nukleare) „Gefechtsfeldwaffen, Truppe gegen 
Truppe, eingesetzt würden." 

Anders ausgedrückt: Der Kampf der beiden Supermächte bis zum 
letzten Verbündeten! 

Der US- Verteidigungsminister Weinberger vertritt die Ansicht: 

„Das Schlachtfeld des nächsten konventionellen Krieges wird Europa 
sein und nicht die Vereinigten Staaten/'^^) 
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Henry Kissinger sagte schon 1979 in Brüssel: 

Jhr Europäer müßt schon verstehen, daß, wenn es in Europa zu 
einem Konflikt kommt, wir Amerikaner natürlich keineswegs beabsich- 
tigen, mit euch zu sterben,'' 

Der amerikanische Konteradmiral Gene R. La Roque vom Washing- 
toner Center für Defense Information sagte mit überzeugender Auf- 
richtigkeit: 

„Wir haben im 1. und 2, Weltkrieg in Europa gekämpft. Wir wür- 
den auch den 3. Weltkrieg gern in Europa führen/' 

Die englische Zeitung „Daily Mirror" vertritt folgende Ansicht über 
die Neutronen verniditungsmittel und die amerikanisdie Haltung: 

„Wenn die Waffen je eingesetzt werden sollten, dann wahrscheinlich 
auf deutschem Territorium, Ost oder West; das russische oder amerika- 
nische Kernland würde davon nicht berührt. Diese Gewißheit kann in 
Westeuropa nur den Verdacht verstärken, daß die USA und die So- 
wjetunion sehr wohl bereit sein könnten, bis zum letzten Verbündeten 
zu kämpfen. Das ist das sicherste Mittel, Europa in den Neutralismus 
zu treiben." 

Eines ist bei der Betrachtung der Vergangenheit wohl als sicher an- 
zunehmen: Die von der internationalen Hochfinanz abhängige US- 
Regierung wird über alle lebenswichtigen Belange der Deutschen hin- 
weggehen, wenn diese den internationalen Zielen im Wege stehen! 

Sehr klar und deutlich hat der Washingtoner Korrespondent der 
„Chikago Sun Times" sdion zur Zeit der Präsidentschaft von John F. 
Kennedy geschrieben : 

„Der Präsident ist dem Vernehmen nach zu der Ansicht gekommen, 
daß die Vereinigten Staaten der sowjetischen Aggression in Europa 
ohne Einsatz von Kernwaffen Einhalt gebieten können und müssen. 
Und wie im Fall des Korea-Krieges soll der Präsident bereit sein, das 
Konzept beiderseitiger Nichtangriffsgebiete zu akzeptieren, bei dem 
keine Seite Luftangriffe über das Gebiet der vom Kriege betroffenen 
Nation hinaus ausdehnt. Diese Strategie würde — auf einen möglichen 
Krieg wegen Berlin angewandt — erfordern, daß die westlichen und 
östlichen Aufmarschgebiete außerhalb Deutschlands gegen Angriffe im- 
mun blieben . . . Falls die konventionelle Verteidigung nicht ausreicht, 
soll Mr. Kennedy bereit sein, die Wasserstoffbombe einzusetzen, um 
seinen Verpflichtungen gegenüber den West-Berlinern nachzukom- 
men."'^) 
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Damals — 1961 — war der amerlkanisdie Präsident Kennedy be- 
reit, einen „Korea-Krieg auf deutschem Boden'' führen zu lassen (außer- 
deutsdie Kampfverbände zur Stützung und Aufrediterhaltung der 
Front in der Bundesrepublik Deutschland und in der Deutschen Demo- 
kratischen Republik) und gegebenenfalls die Wasserstoffbombe einzu- 
setzen, heute — 1982 — ist der amerikanische Präsident Reagan auch 
bereit, einen solchen Krieg auf deutschem bzw. europäischem Boden 
führen zu lassen und statt der Wasserstoffbombe Neutronenbomben 
einzusetzen, die nidits anderes als kleine Wasserstoffbomben sind! 

„In einem Fernseh-Interview mit dem ZDF betonte Reagan am spä- 
ten Abend y für ihn stelle Berlin das ,Symbol' für die Aufrechterhaltung 
der Freiheit in der westlichen Welt dar. Auf die Frage, ob die USA be- 
reit seien, einen begrenzten Atomkrieg um die geteilte Stadt zu führen, 
sagte Reagan: jWir möchten überhaupt keinen Krieg um Berlin, weder 
einen konventionellen noch irgendeinen atomaren /''^^) 

Diese Aussage von Reagan schließt einen Krieg um Berlin nicht aus! 

Auch sein Vorgänger Jimmy Carter vertrat die gleidie Ansicht. Am 
Abend des 26. 7. 1976 ging folgende Nachridit durdi den Äther: 

„Der demokratische Präsidentschaftskandidat Jimmy Carter würde 
vor einem möglichen Kernwaffeneinsatz der USA in Europa die be- 
troffenen Länder verständigen. In diesem Zusammenhang wurden von 
Carter die Bundesrepublik Deutschland und Österreich genannt. Diese 
beiden Länder würden, bedingt durch ihre geographische Lage, wahr- 
scheinlich zur Hauptkampflinie werden und somit der Vernichtung 
preisgegeben sein.''^^) 

Lohausen bemerkt zu dieser Meldung: 

„Einmal gesendet kam diese Nachricht nie wieder. Nur für Sekunden 
war sie ihren Gouvernanten entwischt, dann hatte sich der perfekte 
Verschweige- und Verfälschungsmechanismus wieder gefangen. Keine 
Zeitung brachte die Carter sehe Botschaft, kein Sender wiederholte, kein 
Dementi verleugnete sie . . . 

Wo sonst in einem europäischen Krieg sollten die Atomgeschosse der 
Amerikaner denn einschlagen, wenn nicht da, wohin sie — zum Leid- 
wesen vieler — im letzten Krieg nicht mehr zurecht gekommen waren, 
nämlich in Deutschland. (Sie gleich auf russischem Boden zu landen, 
wäre Selbstmord!) . . . 

Bleibt nur die Hoffnung, ein solcher Krieg würde vielleicht doch 
ohne Kernwaffen geführt. Rußland zumindest liegt wenig an einem 
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zerstörten Europa, Es will das intakte, und hätte, es zu erobern, auch 
andere Mittel. Kernwaffen benötigt nur, wer ohne sie unterliegt und 
dem Sieger nichts unzer stört hinterlassen will ..." 

Man sieht aus jener Meldung, daß die amerikanische Strategie letzt- 
Hdi gleichbHeb, gleichgültig, wer nun gerade Präsident der USA ist! 

Denn: „Die wirklich Regierenden in Washington sind unsichtbar und 
üben ihre Macht hinter den Kulissen aus" , sagte sdion vor Jahrzehnten 
der Oberster Richter in den USA, Felix Frankfurter.^^) Dieses Wort 
gibt einen kleinen Einblick in die amerikanische Demokratie! 

Die Europäer und insbesondere die Deutschen werden von den USA 
gegen einen Angriff aus dem Osten mit Atomwaffen verteidigt und 
freundlidierweise entsprechend vorgewarnt. Was nützt eine solche 
„Vorwarnung'', wenn anschließend Atomraketen usw. alles verniditen 
und unbewohnbar machen? 

Am 12. 12. 1982 ging durdi die Presse die Meldung, daß in Groß- 
britannien in der Nähe von London in High Wycombe eine neue Kom- 
mandozentrale für das Hauptquartier der 350 000 in Europa statio- 
nierten US-Soldaten für den Fall eines Krieges zwischen dem War- 
schauer Pakt und der NATO gebaut werde. Diese Meldung wurde von 
Washington offiziell bestritten. 

„Nach und nach haben US-Dienststellen in der amerikanischen Bun- 
deshauptstadt eingestehen müssen, daß die Planungen für eine mög- 
liche Verlegung des Stuttgarter Hauptquartiers der US-Streitkräfte in 
Europa und auch des NATO-Oberkommandos aus Belgien nach Süd- 
england bereits auf vollen Touren laufen . . . 

In High Wycombe sollen zwischen 1000 und 2000 Stabsoffiziere 
Dienst machen: soviel, wie gegenwärtig im Stuttgarter Hauptquartier 
und beim militärischen NATO-Oberkommando im südbelgischen 
Casteau bei Möns zusammen beschäftigt sind . , . 

Im Pentagon heißt es dazu inzwischen: ,Es wird zwar gebaut, aber 
nicht verlegt' Das Ganze sei nicht mehr als Not fall- Planung: ,Wenn es 
in den Ländern Kontinental-Europas zu einem militärischen Schlag- 
abtausch kommt, müssen wir Kommandostellen zumindest teilweise in 
vorbereitete rückwärtige Stellungen verlegen können' Die Amerikaner 
wissen, daß dies militärisch plausibel klingt, politisch aber Sprengstoff 
erster Güte ist . . ."^^) 
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Zu diesen Meldungen ist folgendes festzustellen: 

Wenn man von Seiten der USA einen begrenzten (nuklearen bzw. 
herkömmlichen) Krieg in Europa plant bzw. in den Bereich der Mög- 
lichkeiten zieht, so müssen allein schon aus führungstechnischen Grün- 
den das US-Hauptquartier und das N ATO-Oberkommando rechtzeitig 
vor Beginn eines solchen Krieges von Stuttgart bzw. Casteau nach Eng- 
land verlegt werden, denn der Standort Stuttgart liegt auch im Falle 
eines nichtnuklearen begrenzten Krieges viel zu nahe an der Macht- 
bereichsgrenze zwisdien den USA und der Sowjetunion. Wenn dann 
noch „wie im Falle des Korea- Krieges'' beiderseitige Nichtangriffsge- 
biete festgelegt werden, wobei keine Seite Luftangriffe über das Ge- 
biet der vom Kriege betroffenen Nation hinaus ausdehnt, wie es in der 
o. a. Pressemeldung vom 26. 7. 1961 heißt(!), dann kommt man zu 
dem Schluß, daß der vorgesehene Ort des US-Hauptquartiers in einem 
„Nichtangriffsgebiet" (England) liegen wird — das entsprechende 
„Nichtangriffsgehiet'' im Osten könnte dann z. B. die Sowjetunion 
sein — und daß die dazwischen liegenden Gebiete, die Bundesrepublik 
Deutschland, die Deutsche Demokratische Republik, Böhmen, Mähren 
und die Slowakei, Polen, die Niederlande, Belgien und Dänemark, 
zum „begrenzten Kriegsschauplatz'' ausersehen sind. Der Ausbau eines 
Hauptquartiers für die USA in England ist die Voraussetzung für die 
Auslösung eines begrenzten Krieges in Europa, denn nach den Worten 
von Henry Kissinger müssen die Europäer schon verstehen, „daß, 
wenn es in Europa zu einem Konflikt kommt, wir Amerikaner natür- 
lich keineswegs beabsichtigen, mit euch zu sterben" . 

Selbst wenn dieser begrenzte Krieg in Europa ohne Einsatz von 
ABC- Waffen stattfinden würde, was wahrscheinlich sein dürfte, da 
sich ein „begrenzter" Atomkrieg wohl kaum auf Europa beschränken 
ließe, wären riesige Verluste der Bevölkerung insbesondere in Mittel- 
europa (also hauptsächlich in Deutschland) die Folge. Ja, die Gefahr 
einer atomaren Verseuchung großer Gebiete wäre riesengroß, wenn ein 
Atomkraftwerk bei diesen Kriegshandlungen (auch nur versehentlich!) 
zerstört würde. An diese Möglichkeit scheinen alle deutschen Politiker, 
die für den Bau von Atomkraftwerken eintreten, nicht zu denken oder 
sie sind in dem Glauben, daß so ein Fall nicht eintritt bzw. daß der 
Stahlbetonmantel des Atomreaktors einem Beschuß oder Bombenwurf 
standhält, was bei schwerem Beschuß auf keinen Fall zutrifft. 

„Die BRD ist wegen ihrer AKW" (Atomkraftwerke) „gar nicht zu 
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verteidigenr stellte Professor Dr. E. Huster (em.), von 1959 — 1978 
Direktor des Institutes für Kernphysik, Universität Münster, ein nidit 
von der Atomindustrie abhängiger Wissensdiaftler und Gegner der 
Nutzung der Atomenergie, in seinem Offenen Brief an den Bundes- 
präsidenten Karl Carstens vom 19. 8. 1982 fest. Zu der gleichen Fest- 
stellung muß jeder militärische Führer schon auf Grund seiner Ausbil- 
dung kommen! 

Um die Verseuchung der Bundesrepublik Deutschland durch ein in- 
folge einer Kampfhandlung oder durdi Sabotage zerstörtes oder leck- 
geschlagenes Atomkraftwerk zu verhindern, bleibt der Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland letztlich nichts anderes übrig, als die vor- 
handenen Atomkraftwerke stillzulegen und jeden Weiterbau von sol- 
chen Atomanlagen (z. B. sdinelle Brüter) einzustellen. Dadurch würde 
auch, ohne daß ein atomarer Unfall eintritt, die langsame, aber sichere 
Verseudiung unseres Landes durch den Ausstoß langlebiger radioakti- 
ver Teilchen aus den Kaminen der in Betrieb befindlidaen Atomkraft- 
werke wegfallen und so eine Schädigung der Erbanlagen unseres Vol- 
kes durch Radioaktivität vermieden. Die Behauptung, daß ohne Atom- 
kraftwerke die Energieversorgung zusammenbrechen würde („Ohne 
Atomstrom gehen die Lichter ans."), ist eine glatte Irreführung der Be- 
völkerung, denn es liegen z. B. viele Tausende von kleinen Wasser- 
kraftanlagen im Bundesgebiet still. Der Gesdiäftsführer des Verbandes 
Deutscher Wasserkraftwerke, Wilhelm Köhne, bemerkte dazu: 

„Innerhalb kurzer Zeit könnten fünf Prozent Energie mehr in die 
Verbundnetze der Energieversorgungsunternehmen eingespeist werden; 
gesund, umweltfreundlich und ohne Einsatz von fossilen Brenn- 
stoffen.''^'') 

Dies ist nur ein Beispiel, wie die durch die Absdialtung der Atom- 
kraftwerke entstehende angebliche Lücke in der Energieversorgung ge- 
schlossen werden könnte, und dabei würden sogar umweltfreundlidie 
Arbeitsplätze geschaffen! 

Pflidit der Regierung ist es, wenn sie nicht eidbrüdiig werden will, 
Sdiaden vom deutschen Volk abzuwenden, und dieser im Frieden wie 
im Kriegsfalle entstehende Schaden kann nur durch die Stillegung der 
Atomkraftwerke vermieden werden! 

In einem „Stellvertreterkrieg" in Europa darf die Bundeswehr, also 
deutsche Soldaten unter fremdem Oberbefehl, vergleichbar mit einer 
Fremdenlegion, die ja auch nur für fremde Belange kämpft, gegen die 
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eigenen Volksgeschwister in der Nationalen Volksarmee der Deutschen 
Demokratischen Republik als erstes Krieg führen. 

Wir dürfen auf Grund der Tatsache, daß noch kein Friedensvertrag 
mit dem Deutschen Reich, mit einem gesamtdeutschen Staat, abge- 
schlossen wurde, auch nldit vergessen, daß im Kriegsfalle sowohl 
die Angehörigen der Bundeswehr als auch die Soldaten der Nationa- 
len Volksarmee der Deutschen Demokratisdien Republik von der So- 
wjetunion bzw. von den USA als illegale Kampftruppen, als Partisa- 
nen, angesehen und behandelt werden können, denn jede Kampfhand- 
lung der Soldaten der Bundeswehr bzw. der Nationalen Volksarmee 
verstößt gegen die Kapitulationsbedingungen vom 7. bzw. 8, 5. 1945. 
Und die sogenannten „Feindstaaten-Klauseln" y die Artikel 53 und 107 
der UNO-Satzung, die jederzeit Maßnahmen von Seiten der Feind- 
mächte des 2. Weltkrieges gegen Deutschland zulassen, sind trotz ihrer 
Völkerrechtswidrigkeit immer noch nicht aufgehoben und das, obwohl 
die Bundesrepublik Deutschland und die Deutsche Demokratische Re- 
publik jetzt auch den Vereinten Nationen angehören! 

Außer dem Westbündnis gäbe es wenigstens theoretisch für die Bun- 
desrepublik Deutschland natürlich audi die Möglichkeit eines Bündnis- 
ses mit dem Ostblock, der Sowjetunion, aber ganz abgesehen davon, 
daß die Vereinigten Staaten von Amerika dies wohl niemals zuHeßen, 
wäre damit die unmittelbare Bedrohung Deutschlands nicht beseitigt. 
Außerdem würde bei einem solchen Wechsel von den USA zur Sowjet- 
union die Freiheit für unser Volk nicht erlangt — statt zwei hätten wir 
dann nur einen Herren, und dabei auch noch den unbequemeren. 

Es bleibt also nur die dritte Möglichkeit, um aus dieser 
Unfreiheit und Bedrohung herauszukommen, und das ist die Neutrali- 
tät, die im folgenden noch näher behandelt wird. 

Wie kann ein Krieg in Europa verhindert werden? 

Die Lösung ist hier, wie vieles im menschlichen Leben, das natür- 
lichste und einfadiste, wenn man vor den Tatsachen und den in der 
Natur und in der menschlichen Seele geltenden Gesetzen nicht die 
Augen verschließt und das Lügengespinst einer weltweiten Propaganda, 
die ja nur den Zielen der internationalen Mächtegruppen dient, durch 
einfaches, kritisches Nachdenken (das kritische Nachdenken ist die Ver- 
bindung der Vernunft mit dem Willen zur Wahrheit) langsam, aber 
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sicher zerreißt. Eine Hilfe ist dabei die Beantwortung der Frage: Wem 
nützt diese ganze mehr oder weniger offene Kriegspropaganda? Sollen 
die Völker durch diese Propaganda so eingeschläfert werden, daß sie 
eine Vermeidung eines soldien auf Europa begrenzten Krieges über- 
haupt nicht mehr für möglich halten und sich in das ihnen zugedachte 
Sdiicksaliiwillenlos ergeben? 

Die Losung lautet: 

Schaffung eines von Nord nach Süd Europa durchziehenden neutra- 
len, atomwaffenfreien, aber bewaffneten Staatenblockes, der die Inter- 
essensphären der beiden Supermächte oder sogenannten „Großen Brü- 
der'', der USA und der Sowjetunion, räumlicii voneinander trennt. Eine 
räumliche Trennung der Supermächte beseitigt in jedem Falle mögliche 
Reibungsflächen und mindert die Gefahr eines europäiscJien „Stellver- 
treterkrieges". Nur in Deutschland stehen sich US-Truppen und So- 
wjettruppen Gewehr bei Fuß direkt gegenüber ! 

Wie kann ein neutraler Block in Europa geschaffen werden? 

Verhandlungen mit der Sowjetunion sind aufzunehmen; sie ist unser 
räumlich nächster großer Nachbar, der die Schlüssel zur Wiederherstel- 
lung der deutsdien Reichseinheit in Händen hält. Die Sowjetunion hat 
in der Vergangenheit mehrfach gezeigt, daß sie Interesse an einem neu- 
tralen Gesamtdeutschland hat. Am 10. 3. 1952 machte bekanntlich 
Stalin den drei Westmächten USA, England und Frankreich den Vor- 
schlag eines neutralen Gesamtdeutschlands mit eigener Wehrmacht, also 
den Vorschlag einer bewaffneten Neutralität Deutschlands. 

Dieser Vorschlag wurde vielfach von vornherein für ein Scheinan- 
gebot erklärt. Der damalige Bundeskanzler Dr. Konrad Adenauer hätte 
zumindest jedoch den Vorschlag auf seine Ernsthaftigkeit hin überprü- 
fen müssen. Aber Adenauer vertrat eine Politik im Sinne der Ziele der 
römisch-katholischen Kirche und betrieb damals den Eintritt der Bun- 
desrepublik Deutschland in die EVG (Europäische Verteidigungsge- 
meinschaft). 

Adenauer sagte zu dem französischen Ministerpräsidenten Mendes- 
France: 

„Sie verlieren nichts, wenn Sie die deutsche Wiedervereinigung op- 
fern, aber ich. Doch wir sind bereit, sie zu opfern, wenn wir in ein star- 
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kes westliches Lager eintreten können. Vergessen Sie bitte nicht, daß ich 
der einzige deutsche Kanzler bin, der die Einheit Europas der Einheit 
seines eigenen Vaterlandes vorziehtr^^) 

Stalin war bereit (nach seinem Vorschlag zu schließen), zugunsten 
eines neutralen Gesamtdeutsdilands auf eine kommunistische Regierung 
in seinem Einflußbereich zu verzichten. Nach Stalin fühlte Chrusch- 
tschow in ähnlichem Sinne vor. 

Die römisch-katholische Kirche war schon immer ein Gegner der 
Einheit Deutsdilands; bereits 20 Jahre vor der am 18. 1. 1871 in Ver- 
sailles erfolgten Gründung des Deutschen Kaiserreiches sprach der ka- 
tholische Professor Franz Josef von Büß, der im Jahre 1848 Präsident 
des 1. DeutscJien Katholikentages war, im Jahre 1851 von der geplan- 
ten Erdrüdcung des Protestantismus in Preußen und am 18. 1. 1874 
prophezeite Papst Pius IX. vor einer großen internationalen Pilger- 
versammlung den Untergang des neu erridbteten Deutschen Reidies. 

Nach dem 1 . Weltkrieg äußerte Papst Benedikt XV. : 

„Luther ist es, der den Krieg verloren hat.'' 

Hauptsächlich katholische Kreise betrieben nach dem 1. Weltkrieg 
die Loslösung des Rheinlandes, Bayerns und weiterer Gebiete vom 
Reich, um einen Rheinbundstaat von Frankreichs Gnaden zu errich- 
ten.^^) Bei der Zerstückelung Deutschlands nadi dem Ende des 2. Welt- 
krieges wurde ein deutscher Teilstaat von den drei westlichen Besat- 
zungsmächten (USA, England, Frankreich), nämlich die Bundesrepu- 
blik Deutschland, wenn auch größer als der nach dem 1 . Weltkrieg an- 
gestrebte Rheinbundstaat, geschaffen. Der erste Bundeskanzler dieses 
westdeutschen Teilstaates, Dr. Konrad Adenauer, war bekanntlich 
schon ein Verfechter der Rheinbundpolitik von 1919 und Mitbegründer 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) vom 25. 3. 1957 
(der sogenannten y^römischen' Verträge). Da die Zugehörigkeit der 
Bundesrepublik Deutschland zur EWG (jetzt EG = Europäischen Ge- 
meinschaft) die Wiederherstellung der Einheit Deutschlands verhindert, 
ist eine solche Politik verfassungswidrig! 

Im November 1959 schrieb die britische Wochenzeitschrift „The 
Spectator" anläßlich des damaligen bevorstehenden London-Besuchs 
von Bundeskanzler Dr. Adenauer über die Politik dieses Mannes: 

„Die Zukunft Deutschlands, wahrscheinlich für den Rest dieses Jahr- 
hunderts, wird von Außenstehenden entschieden werden, und das ein- 
zige Volk, das dies nicht weiß, sind die Deutschen. Kanzler Adenauer 
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hat seinem Volk die dHTchaus irrige Vorstellung beigebracht, daß er 
allein für dessen glückliche Finanzlage verantwortlich sei. Er hat es er- 
mutigt, Prosperität'' (Wohlstand, Wirtschaftsblüte) „mit der Verfü- 
gungsgewalt über sein eigenes Schicksal zu verwechseln.''^^) 

In der nun schon 38 Jahre dauernden Lage sind für uns Deutsche 
Verhandlungen hauptsächlich mit der Sowjetunion hinsichtlich der 
Herstellung eines dauerhaften, gegenseitigen Friedens und einer gegen- 
seitigen Niditeinmisdiung in die Bereiche des anderen lebens- bzw. 
überlebenswichtig. 

Versetzt man sich in die Lage der UdSSR, so kommt man zu dem 
Schluß, daß diese ein großes Interesse daran haben muß, im Westen 
ihres Reiches, insbesondere in Mitteleuropa, einen großen neutralen 
Block zu haben, der ein Ausbrechen ihrer Verbündeten, Polen, Tsche- 
choslowakei, Ungarn und Rumänien verhindert und gleichzeitig ihr 
den Rücken freihält, denn im Osten des sowjetischen Einflußgebietes 
steht eine wenig durchschaubare Großmacht mit rund einer Milliarde 
Menschen, nämlich China. 

Wir dürfen nicht vergessen, daß die Sowjetunion, wie schon erwähnt, 
allein den Schlüssel zur Herausgabe Mitteldeutsdilands und der deut- 
schen Ostgebiete besitzt. Die deutschen Ostgebiete sind mit Ausnahme 
von Nord-Ostpreußen, das unter sowjetischer Verwaltung steht, von 
Polen besetzt und die Verwaltung dieser Gebiete wurde ihnen von der 
Sowjetunion übertragen. Die Sowjetunion kann jederzeit den Polen die 
Verwaltung dieser Gebiete entziehen und der Deutschen Demokrati- 
schen Republik übertragen. 

„Die Nachricht klingt unglaublich, aber sie stimmt: Polen ist in Ge- 
fahr, weite Teile der früheren deutschen Ostprovinzen an die DDR zu 
verlieren. Wie aus zuverlässigen (Quellen in Washington verlautete, 
haben sich Moskau und Ost-Berlin bereits im vergangenen November 
darauf geeinigt, im Falle einer gemeinsamen Invasion in Polen das 
oberschlesische Industriegebiet und einen breiten Streifen westlich der 
Linie Stettin — Kattowitz dem SED-Staat zuzuschlagen."^^) 

Nach diesem Bericht soll die DDR dieses Gebiet als Ausgleich für die 
bei einer Invasion in Polen zu erwartenden Blutopfer erhalten. In die- 
sem Raum sollen dann die rund 1,8 Millionen Rußlanddeutsdien ange- 
siedelt werden. 
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„Ein Überfall auf Polen, der in Washington immer noch für durch- 
aus möglich gehalten wird, würde demnach eine fast ausschließlich so- 
wjetisch-ostdeutsche Angelegenheit sein. Die territorialen Zugeständ- 
nisse an die DDR wären dann ihr Lohn für ihre Loyalität gegenüber 
Moskau. Und würden vermutlich das Bündnis zwischen diesen beiden 
Staaten noch weiter zementieren. 

Der Westen stünde bei einer solchen Entwicklung vor einem furcht- 
baren Dilemma'' (Zwangslage). „Er würde ein derart zynisches und 
grausames Vorgehen gegen Polen zwar scharf verurteilen, aber eine 
rechtliche Handhabe hätte er nicht. Denn, so ein amerikanischer Ost- 
europa-Experte zu „Bunte'' : ,In Jalta wurde zwar 1945 die polnische 
Ostgrenze definiert, aber nicht die W es t grenze. '"^'^) 

Warum soll die durch Gewalt erzwungene Rückgabe deutscher Ge- 
biete, die den Polen gar nicht gehören, sondern die die Polen nur ver- 
walten, ein zynisdies und grausames Vorgehen gegen Polen sein? 
Zynisch und grausam war die mit Billigung der Westmächte und der 
UdSSR durchgeführte Vertreibung der Deutsdien aus diesen Gebieten 
durch Polen nach dem 2. Weltkrieg! Man soll die Geschichte nicht ver- 
drehen. Im übrigen weiß die Sowjetregierung genau, daß sie in den 
Deutschen viel zuverlässigere Nachbarn hat als in den Polen, deren 
Politik schon immer mehr oder weniger im Vatikan gemacht wurde, 
was den Polen selbst und deren Nachbarn durchaus nicht zum Vorteil 
gereichte. 

Die Rechtslage nach dem jetzt geltenden Völkerrecht 

In der Abhandlung „Völkerrecht und Menschenrechte auch für das 
deutsche Volk" von Dr. Hartwig GolP^) wird auf die an sich sehr gün- 
stige Rechtslage Deutschlands nach dem geltenden Völkerrecht hinge- 
wiesen. Es heißt dort hinsichtlich der deutschen Ostgebiete: 

„Die Zivilbevölkerung eines im Kriege durch feindliche Truppen be- 
setzten Landes — wie z. B. Ostdeutschland und Sudetenland — darf 
nicht vertrieben oder nach Beendigung der Kampfhandlungen an ihrer 
Rückkehr gehindert werden (Art. 49 der IV. Genfer Konvention; Ar- 
tikel 6 Nürnberger Statut). 

Die Vertreibung ist zum unverjährbaren Verbrechen erklärt, und 
zwar unabhängig vom Zeitpunkt, an dem es begangen worden ist. Die- 
ser Grundsatz gilt auch rückwirkend ( Art. 1 b der U NO-Konvention 
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über die Unverjährbarkeit der Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
von 1968), 

Einer Sieger- oder Besatzungsmacht ist es ansdrücklich verboten, 
eigene Volks- oder Staatsangehörige in das von ihr besetzte fremde 
Gebiet zu überführen und dort anzusiedeln {Art. 49 der IV. Genfer 
Konvention, Nürnberger Statut von 1945). 

Die jetzt im Gegensatz zu dieser Bestimmung in Ostdeutschland und 
Sudetenland angesiedelten Russen, Polen und Tschechen befinden sich 
dort also rechtswidrigerweise . Sie können deshalb dort auf keinen Fall 
irgendwelche Rechte erwerben, wie z. B. das Heimatrecht. 

Durch Krieg, Gewalt oder sonstige einseitige Maßnahmen wird keine 
Landeroberung oder Annexion mehr rechtswirksam oder legalisiert. 
Eine normative Kraft der Fakten durch Schaffung vollendeter Tat- 
sachen gibt es also nicht mehr auf diesem Gebiet. 

Demnach sind auch Vertrage, die diesem Grundsatz widersprechen, 
in denen also Vereinbarungen über Grenzen enthalten sind, die durch 
solche Mittel geschaffen worden sind, von vornherein ungültig, auch 
wenn sie nach allgemein üblichem Formalrecht abgeschlossen wurden. 
Das trifft hier vor allem für die Ostverträge zu. 

Ein Gebietswechsel von einem Staat zum anderen oder eine Abtre- 
tung von Gebiet ist nur noch zulässig oder kann nur dann rechtswirk- 
sam werden, wenn die davon betroffene Bevölkerung vorher auf recht- 
mäßige Art und V/eise dieserhalb befragt worden ist und zugestimmt 
hat. {Allgemein anerkannte und gültige Völkerrechtsgrundsätze) 

Das Selbstbestimmungsrecht, das nach 1918, trotz bestehender Ab- 
machung, den Deutschen vorenthalten worden war und dann erstmalig 
im Münchener Abkommen von 1938 ") auf friedliche Weise vertraglich 
zur Wirkung kam, wurde inzwischen zum zwingenden Völkerrecht.'' 

Ein weiteres völkerrechtliches Abkommen stärkt noch mehr die recht- 
liche Stellung des deutschen Volkes; Dr. Golf führt dazu folgendes an: 

„Ein weiterer ausschlaggebender Rechtsgrundsatz, der ganz beson- 
ders zur Stützung und Wahrung unserer Rechte auf Ostdeutschland 

'-■') In dem englisch-französisdi-tschechischen Abtretungsvertrag vom 21. 9. 1938 
wurde die Übergabe der von Deutschen besiedelten Randgebiete der Tschechoslowakei 
an das Deutsche Reich festgelegt. Im Münchener Abkommen vom 29. 9. 1938 — einer 
Ausfiihrungsbestimmung dieses Abtretungsvertrages — wurde dann der Übergabe- 
zeitpunkt dieser Gebiete vereinbart. 
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und Sudetenland ins Feld geführt werden kann, wird nun durch das 
Wiener Vertragsrecht geschaffen. 

Im Wiener Vertragsrecht von 1969 wurden nämlich die Grundlagen 
oder Bedingungen vereinhart und festgelegt, die unbedingt vorhanden 
sein müssen, damit völkerrechtliche Verträge und Abmachungen über- 
haupt rechtswirksam werden können. Und in Artikel 53 dieses Wiener 
Vertragsrechts wird nun bestimmt, daß jeder völkerrechtliche Vertrag 
von vornherein ungültig ist, wenn er bestehenden zwingenden Rechts- 
grundsätzen widerspricht.'"'") 

Ein typisches Beispiel für die Möglichkeit der Anwendung dieses 
neuen Rechtsgrundsatzes im Wiener Vertragsrecht erlebten wir jetzt 
gerade im Januar 1981 nach Abschluß der Geiselaffäre von Teheran. 
Da wurde nämlich mit vollem Recht festgestellt, daß von den USA 
diese Abmachung gegenüber dem Iran nicht eingehalten oder erfüllt zu 
werden braucht, und zwar unter Bezug auf den Artikel 52 bzw. 53 des 
Wiener Vertragsrechts. 

Die Vereinbarung, die dann zur Freigabe der Geiseln führte, war 
nämlich unter Zwang erfolgt, und die Geiselnahme selbst war ebenfalls 
völkerrechtswidrig; hierdurch entfällt die vereinbarte vertragliche Ver- 
pflichtung für die USA . . . 

Durch das Wiener Vertragsrecht kann jetzt sogar das Versailler Dik- 
tat angefochten werden, der sogenannte Friedensvertrag von Versailles 
oder auch der von St. Germain" (Vertrag der Alliierten mit Österreich), 
„weil auch diese Verträge im Jahre 1919 nur unter der Androhung der 
Aufrechterhaltung der Hungerblockade gegen Deutschland und anderer 
Gewaltmaßnahmen zur Annahme gebracht wurden. — 

Auf jeden Fall widersprechen jedoch die Ostverträge von 1970 in 
mehreren Punkten dieser zzvingenden Rechtsnorm des Wiener Ver- 
tragsrechts. Schon alleine ans diesem Grunde sind diese Verträge also 
von vornherein ungültig und rechtsunwirksam." 

Im Herbst 1938 bei der Angliederung des Sudetcnlandes an das 
Deutsche Reich und im Frühjahr 1939 bei der Rückgabe des Memel- 
landes durch Litauen wurde das Selbstbcstimmungsrecht der Völker 
durchgesetzt. 

-:--:-) Wiener Konvention über das Recht der Vertrage vom 23. 5. 1969. (Siehe 
„Sartorius", Band II, Internationale Verträge, München 1979, C. H. Becksche Ver- 
lagsbuchhandlung Nr. 320 ff.) 
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Warum soll das Selbstbestimmungsrecht der Völker im Hinblick auf 
die 1945 geraubten deutschen Gebiete und im Hinblick auf eine Revi- 
sion des Versailler Vertrages und des Vertrages von St. Germain nicht 
ebenfalls gewaltlos durchgesetzt werden können, insbesondere im Hin- 
blick auf einen inneren Frieden in Europa? 

Alle Staaten, die seit 1918 unrechtmäßig deutsches Gebiet in Besitz 
haben (darunter fallen z. B. Frankreidi mit Elsaß-Lothringen, Belgien 
mit Eupen-Malmedy, Italien mit Südtirol und Jugoslawien mit der 
Südsteiermark), müssen sich sagen lassen, daß sie laufend gegen das 
geltende Völkerrecht verstoßen, weil sie diese deutschen Gebiete nicht 
zurückgeben. Sie sind nach dem geltenden Völkerrecht unrechtmäßige 
Besitzer dieser deutschen Gebiete. 

Die ostdeutsche Bevölkerung z. B. kann auch nicht auf ihre Rechte 
verzichten. In dem o. a. Aufsatz wird auf folgendes hingewiesen: 

„Die IV. Genfer Konvention von 1949 bestimmt dazu zusätzlich in 
Artikel 8 y daß die ^geschützten Personen', in diesem Falle also die Zivil- 
bevölkerung der von fremden Truppen besetzten Gebiete, in keinem 
Falle auf ihre Rechte aus dieser Konvention verzichten können. Wenn 
also ein Herr Philipp von Bismarck, wie nach Zeitungsmeldungen tat- 
sächlich geschehen, um des lieben Friedens willen den Polen gegenüber 
auf seine Güter in Pommern öffentlich verzichtet, ist das ungültig und 
rechtlich unwirksam. Jeder seiner Erben kann diesen Verzicht durch 
Geltendmachung seines Anspruchs aufheben und unwirksam machen. 

Herr von Bismarck konnte also nur zugunsten seiner Erben verzich- 
ten, aber nie zugunsten der Besatzungsmacht. 

Überhaupt muß hervorgehoben werden, daß ein Verzicht auf Rechte 
aus dem humanitären Völkerrecht unzulässig ist. Und zum humanitä- 
ren Völkerrecht gehören vor allem die Haager Landkriegsordnung und 
die IV. Genfer Konvention.'' 

Die für Deutschland an sich so günstige Rechtslage wird nicht nur 
von den Siegermächten, sondern auch von den deutschen Bundesregie- 
rungen und den Bundestagsparteien totgeschwiegen! 

Dr. Golf bemerkt hierzu: 

„Es handelt sich hier auf dem Gebiet des Völkerrechts also offenbar 
um ein ähnliches Problem, wie wir es heute auch mit der Geschichts- 
wissenschaft und vor allem mit der Zeitgeschichte erleben. Dort wird 
ja von den meisten Historikern auch nur mehr oder weniger das ge- 
bracht, was der offiziellen Lehrmeinung gemäß der alliierten Kriegs- 
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schuld' und Greuelpropaganda gegen Deutschland entspricht. Die zahl- 
reichen, wohlbegründeten Gegendarstellungen namhafter ausländischer 
und deutscher Geschichtswissenschaftler dagegen werden von Partei- 
politikern und Massenmedien wie von der offiziell anerkannten Ge- 
schichtslehre einfach totgeschwiegen oder sogar mit polizeilichen Maß- 
nahmen bedroht. 

Nur ist es im Völkerrecht gegenüber der Geschichte insofern günsti- 
ger, als es sich hier vor allem um allgemein anerkannte internationale 
Verträge handelt, die von uns für Deutschland in Anspruch genom- 
men werden. Und es wird deshalb in der Bundesrepublik und im 
westlichen Ausland kaum möglich sein, z. B. die Haager Landkriegs- 
ordnung, die IV. Genfer Konvention oder das Wiener Vertragsrecht zu 
verbieten oder auf den Index zu setzen und als jugendgefährdend zu 
erklären, wie es u. a. mit den Büchern von Udo Walendy und Dr. Wil- 
helm S täglich geschehen ist.'' 

Das Totschweigen dieser für Deutsdiland so günstigen Rechtslage ist 
auch eine Folge der amerikanischen Umerziehung (Reeducation), der 
das deutsche Volk in der Bundesrepublik Deutschland seit 1945 unter- 
worfen wurde! 

Der Frieden in Europa wird niemals durch deutsche Revisionsforde- 
rungen gestört, sondern durch diejenigen Politiker, die am Unrecht 
festhalten. Dr. Golf hat recht, wenn er dazu sdireibt: 

„Und wenn z. B. die Vertreibung der Zivilbevölkerung eines besieg- 
ten oder besetzten Gebietes ausdrücklich verboten ist, und zwar unab- 
hängig vom Zeitpunkt, an dem sie begangen wurde, ebenso wie die 
Ansiedlung von Staats- oder Volksangehörigen der Besatzungsmacht, 
dann kann von keiner Versöhnung, geschweige denn von einem fried- 
lichen Zusammenleben der Völker die Rede sein, bevor nicht diese 
Völkerrechtsbrüche rückgängig gemacht worden sind. In diesem Falle 
bedeutet das die Rückgabe der Vertreibungsgebiete an ihre rechtmäßi- 
gen Eigentümer. Erst dann kann von Versöhnung und Völkerverstän- 
digung gesprochen werden. Alles andere ist Heuchelei und Irreführung 
der Völker und dient nicht dem Frieden." 

In einer Unterredung, die der Gründer der „Gemeinschaft ostdeut- 
scher und sudetendeutscher Grundeigentümer und Geschädigter'' 
(GOG), Dr. Günter Hoffmann-Günther aus Liegnitz, mit dem stell- 
vertretenden polnischen Außenminister Winiewicz anläßlich eines Be- 
suches desselben in Bonn hatte, sagte der Pole, nachdem Dr. Hoffmann 
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die völkerrechtlichen Vorstellungen der „Notverwaltung" dargelegt 
hatte: 

„Natürlich haben Sie recht, Herr Dr. Hoffmann — aber Gott sei 
Dank gibt es ihrer nicht viele/' 

Nach diesem Eingeständnis des stellvertretenden polnischen Außen- 
ministers weiß die polnische Regierung sehr genau, daß sie zu Unrecht 
die deutschen Ostgebiete besitzt, also keinen begründeten Rechtsan- 
spruch auf diese Gebiete in irgendeiner Weise erheben kann und daß 
die ganzen Ostverträge völkerrechtlich null und nichtig sind. 

Warum wurde bisher das deutsche Volk über die sehr günstige völ- 
kerrechtliche Lage insbesondere hinsichtlidi unserer Ostgebiete von den 
bisherigen Bundesregierungen nicht entsprechend aufgeklärt?! Volks- 
aufklärung über die rechtliche Lage ist aber Pflicht der Staatsführung; 
dieser Pflicht sind die bisherigen Bundesregierungen nicht nachge- 
kommen! Wer als Staatsführer das eigene Volk über eine völkerrecht- 
lich gute Lage im unklaren läßt, macht sich letztlich einer bewußten 
Täuschung schuldig und handelt damit, ob er es wahrhaben will oder 
nicht, im Sinne der Feinde des eigenen Volkes ! 

Über die sogenannte Entspannungspolitik schreibt Dr. Golf : 

„Die sogenannte Politik der Entspannung, mit dem praktischen Ver- 
zicht auf die Inanspruchnahme und Verwirklichung des geltenden Völ- 
kerrechts und dem ständigen Bestreben der Aufrechterhaltung des 
Gleichgewichts der Stärke zwischen Ost und West, das nur ein Gleich- 
gewicht des Schreckens bedeutet und das eine tödliche atomare Bedro- 
hung Deutschlands und Europas darstellt, ist also nie und nimmer Frie- 
denspolitik. Im Gegenteil, sie stellt den Tatbestand der Vorbereitung 
eines Angriffskrieges darf") Denn alles ist ja darauf abgestellt, dem 
Gegner auf jeden Fall zumindest um einige Sekunden zuvorzukom- 
men; dabei wird in Kauf genommen, ganz Europa zu vernichten/' 

Warum fordern die deutschen Politiker und die Abgeordneten der 
Volksvertretungen nicht die Herstellung der nach dem geltenden Völ- 
kerrecht Deutschland zustehenden Grenzen? 



Anmerkung: „Vorbereitung eines Angriffskrieges'' war übrigens der Haupt- 
anklagepunkt, auf Grund dessen die Siegermädite von 1945 noch heute, 36 Jahre 
nach Einstellung der Feindseligkeiten, Rudolf Heß in Gefangenschaft halten, und 
zwar nur deshalb, weil er im Jahre 1935 das Gesetz zur Wiedereinführung der Wehr- 
pflicht mitunterzeichnet hat. Und das, obwohl damals bei allen größeren Nadibar- 
staaten Deutschlands Wehrpflicht als ganz selbstverständlich bestand. 
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Es ist verständlich, daß Verhandlungen mit der Sowjetunion zur 
Wiederherstellung eines neutralen deutschen Blockes, der deutschen 
Reichseinheit, die ja letztlich die Rückgabe der hauptsächlich von Polen 
verwalteten deutschen Ostgebiete miteinschließt, keine Gegenliebe bei 
unseren westlichen Nachbarn, insbesondere nicht bei Frankreich, finden 
wird, denn die französische Politik ist ja schon immer, siehe unten, auf 
ein zerstückeltes und damit politisch schwaches Deutsches Reich ausge- 
richtet. Außerdem fürchtet natürlich jede französische Regierung, die 
von Deutschen bewohnten französischen Ostprovinzen (Elsaß-Lothrin- 
gen), diese im Laufe von mehreren Jahrhunderten dem Deutschen 
Reiche geraubten Gebiete, wieder an ein vereinigtes Deutschland zu 
verlieren. Die französische Politik entspricht gegenüber ihren fremd- 
völkischen Minderheiten eben nicht dem Selbstbestimmungsredit der 
Völker, sonst müßten sich die französischen Regierungen keine solchen 
Sorgen machen! 

Am 31. 8. 1939, einen Tag vor Beginn des deutsch-polnischen Krie- 
ges, verkündete der Freimaurer Charles Maurras in „Action Francaise'': 

„Die Ursache des Krieges ist die deutsche Einheit. Die deutsche Ein- 
heit ist der Feind. Wenn die deutsche Einheit zerbricht, erreicht man 
das Wesentliche, und der ganze Rest — Gleichgewicht, Völkerrecht, 
Sicherheit der Grenzen — kommt dann von selbst ..." 

Charles Maurras fordert dann, Deutschland zu zerstückeln und „die- 
sem zerstückelten Deutschland gegenüber ständige Interventionsmög- 
lichkeiten offenzuhalten, d. h. das Rheinland auf ewig zu besetzen , . 
Kurz gesagt: Frankreich soll sich weitere deutsche Gebiete einverleiben; 
die deutsche Einheit war der ganzen französischen Eroberungspolitik 
seit rund 1000 Jahren ein Dorn im Auge, wie der bekannte französische 
Historiker Jacques Bainville in seinem im Jahre 1915 erschienenen Buch 
„Histoire de deux peuples" (Geschichte zweier Völker), offen zugibt.-^) 

Die französische Integrationspolitik gegenüber den von Frankreich 
einverleibten fremden Volksteilen, den Katalanen, Basken, Bretonen, 
Flamen und Elsaß-Lothringern, war und ist genauso ein „kalter" Völ- 
kermord wie jede Integrationspolitik gegenüber ausländischen Arbeits- 
kräften. Die französischen Regierungen zwangen und zwingen diesen 
fremden Volksteilen eine fremde Sprache (Französisch) als „Mutter- 
sprache" auf und entwurzeln so diese Menschen. Die Folge ist davon 
u. a., daß z. B. solche entwurzelten Menschen deutscher Abstammung 
oftmals direkt zu Deutschhassern wurden und werden. Da die Mutter- 
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spradie die wichtigste Brücke vom Bewußtsein eines Menschen zum 
seelischen Erbgut im Unterbewußtsein ist, wird durch die Annahme 
einer fremden Sprache als „Muttersprache'' diese Brücke zerstört, ja es 
stellt sich dann das Bewußtsein mit der fremden Sprache gegen das 
eigene seelische Erbgut im Unterbewußtsein und damit gegen die eige- 
nen Volksgeschwister, die das gleiche seelische Erbgut aufweisen. 

Der deutsdie Teilstaat Österreich hat im Jahre 1955 bekanntlich das 
Angebot der Neutralität von Seiten der Sowjetunion angenommen und 
konnte sidi dadurch von allen Besatzungstruppen befreien und ist heut- 
zutage der einzige freie Teil des Deutschen Reiches, das ja völker- 
rechtlidi in seinen Grenzen vom 31. 8. 1939 nach wie vor besteht. Die 
Grenzen des Deutschen Reiches vom 31. 12. 1937 sind willkürlich von 
den Siegermächten festgelegt worden und sind völkerrechtlich unwirk- 
sam! 

Diese völkerrechtlich gültigen Grenzen Deutschlands werden be- 
kanntlich von den sogenannten Massenmedien totgeschwiegen; insbe- 
sondere das deutsche Fernsehen handelt durch das tägliche Zeigen der 
Oder-Neiße-Linie als deutscher Ostgrenze und durch das Nichtaus- 
weisen der sudetendeutsciien Gebiete (einschließlich der südböhmischen 
und südmährischen) gegen das Selbstbestimmungsrecht der Völker und 
auch gegen das deutsche Verfassungsrecht und damit gegen die Belange 
des deutschen Volkes, des eigenen Volkes. Es unterstützt also das Un- 
recht und begeht damit Verrat am eigenen Volk! Das ist das äußere 
Zeidien dafür, daß die Massenmedien letztlich von Leuten geleitet wer- 
den, die kein Interesse an der Wiederherstellung der deutsciien Reichs- 
einheit haben und ein unabhängiges neutrales Deutschland mit eigener 
Wehrmacht, die nur seiner Selbstverteidigung dient und keine Atom- 
waffen besitzt, ablehnen. Den dafür verantwortlichen Journalisten 
kann ein solches Verhalten, vor allem das Zeigen rechtlich falscher 
Deutschlandkarten in der Öffentlichkeit, nicht nur als verfassungswid- 
rig, sondern sogar als Hochverrat ausgelegt werden! 

Wissen die Politiker und Journalisten, die „um des lieben Friedens 
willen" oder „als Sühne für die von Deutschen begangenen Verbrechen'' 
auf alte deutsche Gebiete verzichten, nicht, daß sie von allen rechtlich 
denkenden Menschen auf der Welt und besonders auch von den Feind- 
mächten, deren Wohlwollen sie mit einer solchen Verzichtspolitik er- 
kaufen wollen, wegen ihres Verrates veracJitet werden? Schon immer 
gilt der Satz: Man liebt den Verrat und verachtet den Verräter! Und 
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Menschen, die veraditet werden, dürfen in der Politik mit keinem Ent- 
gegenkommen der anderen Seite rechnen. Geachtet wird nur, wer zu 
seinem Volk steht und kein Stück seines Landes preisgibt, denn die 
Feindmädite denken im übrigen audi nicht daran, wegen der von ihnen 
an uns oder an anderen Völkern begangenen Verbrechen auf irgend- 
etwas zu verziditen oder Wiedergutmachung zu leisten. Denn für die 
Feindmächte und die anderen Völker gilt hinsiditlich der im Krieg 
begangenen Verbrechen der Grundsatz der „Tabula rasa'' (reiner Tisch). 
Dieser bedeutet, daß nach Beendigung eines Krieges „reiner Tisch'' ge- 
macht wird, d. h. daß von allen teilnehmenden Staaten keine Hand- 
lungen, die während des Krieges sich ereignet haben, mehr strafredit- 
lidi verfolgt werden, um so wirklich Ruhe und Frieden herzustellen 
(Tabula-rasa-Prinzip = Generalamnestie). Und dieses „Tabula-rasa- 
Prinzip" hat auch für das deutsche Volk zu gelten !^^) 

Schlußbetraditung 

Die Durchsetzung der Neutralität für einen gesamtdeutschen Staat 
hätte zur Folge, daß sämtliche fremden Truppen genauso wie im Jahre 
1955 bei Österreich aus der Bundesrepublik Deutschland und der Deut- 
schen Demokratischen Republik, Ostdeutschland und Sudetenland ab- 
ziehen müßten. Damit würden diese Gebiete endlich auch von allen 
ABC-Waffen frei, die allein schon durch ihre Anwesenheit eine große 
Gefahr für unser Volk darstellen. 

Noch ein Wort zu den Gegnern einer Neutralität Deutschlands: 
Unter den Gegnern einer deutschen Neutralität und einer Wiederher- 
stellung der deutschen Reichseinheit sind hauptsächlich folgende Mächte- 
gruppen und die in deren Sinne handelnden Politiker zu finden: 

1 . Die römisch-katholische Kirche 

Die politische Einstellung der Romkirche zeigt sich im Aufstacheln 
des polnisdien Chauvinismus gegen Deutschland und in der gleichzeitig 
propagierten Verzichtsbereitschaft in Deutschland, dann vornehmlidi 
im Verhalten der christlichen Parteien der Bundesrepublik Deutschland 
zu dieser Frage. 

Die Führer dieser Parteien treten für ein enges Bündnis Westdeutsch- 
lands mit den Vereinigten Staaten von Amerika ein, was jede Politik 
einer Wiederherstellung der Einheit Deutschlands ausschließt und die 
Bundesrepublik ganz offen dem Machtbereich der USA unterstellt. 
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Damit handeln diese Politiker eindeutig verfassungswidrig, denn In 
dem Urteil des Bundesverfassungsgeridites — Zweiter Senat — vom 
31. 7. 1973 — 2 BvF 1/73 — heißt es ausdrücklich in den Leitsätzen: 

„Dem Vor Spruch des Grundgesetzes kommt nicht nur politische Be- 
deutung 2Uy er hat auch rechtlichen Gehalt. Die Wiedervereinigung ist 
ein verfassungsrechtliches Gebot ... 

Aus dem Wiedervereinigungsgebot folgt zunächst: Kein Verfassungs- 
organ der Bundesrepublik Deutschland darf die Wiederherstellung der 
staatlichen Einheit als politisches Ziel aufgeben, alle Verfassungsorgane 
sind verpflichtet, in ihrer Politik auf die Erreichung dieses Zieles hin- 
zuwirken — das schließt die Forderung ein, den Wiedervereinigungs- 
anspruch im Innern wachzuhalten und nach Außen beharrlich zu 
vertreten — und alles zu unterlassen, was die Wiedervereinigung ver- 
eiteln würde ..." 

2. Genauso wenig wie die Romkirche haben die Vertreter der „Einen 
Welt" oder einer Weltrepublik das geringste Interesse an einem wieder- 
vereinigten Deutschen Reich. 

Die Errichtung einer Weltrepublik ist ein altes Ziel der Freimaurerei, 
das schon bei dem Internationalen Freimaurerkongreß im Jahre 1889 
in Paris gefordert wurde. 

Die gewaltsame Errichtung einer Weltrepublik oder die vorsätzlidie 
Herstellung einer Weltgesellschaft steht aber im Gegensatz zum Selbst- 
bestimmungsrecht der Völker, nach dem jedem Volk das Recht zusteht, 
sich eine Regierung und eine Staatsform nach seinen Vorstellungen zu 
wählen und sein Leben nach seinem Gutdünken zu gestalten. Eine 
Weltgesellschaft oder eine Weltrepublik verhindert aber eine solche 
Selbstbestimmung oder Selbstregierung der Völker! Eine erste Vor- 
stufe zur Weltrepublik stellt der Zusammenschluß von Staaten zu Wirt- 
schaftsgemeinschaften dar. Durch wirtschaftlidie Maßnahmen, z. B. 
durch den Zusammenschluß von völlig verschiedenartigen Volkswirt- 
schaften zu einer Gemeinschaft wie der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) bzw. der Europäischen Gemeinschaft (EG) werden 
die einzelnen Volkswirtschaften entsprechend geschädigt (siehe z. B. die 
Agrarwirtschaften). Durch diese Wirtschaftsgemeinschaften soll der 
politische Zusammenschluß der beteiligten Staaten vorbereitet werden, 
für die westeuropäischen z. B. zu einem Paneuropa. Und dieses Macht- 
gebilde „Paneuropa" (oder Europäische Union) ist auch nur wieder 
eine Vorstufe bzw. ein Glied in der Kette zu einer Weltregierung. 
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Durch alle möglidien „Propagandamärchen" sollen die Völker reif 
gemacht werden für solche Wirtschaftszusammensdilüsse, obwohl sie 
den einzelnen Völkern und hier im Falle der Europäischen Gemein- 
schaft besonders dem westdeutschen Volksteil auf die Dauer keine Vor- 
teile bringen — man denke z. B. nur an die Milliardenbeträge, die für 
den riesigen Verwaltungsapparat der EG in Brüssel und für die Ver- 
nichtung überschüssiger Lebensmittel aufgebracht werden müssen. Für 
die Deutsche Demokratische Republik gilt hier sinngemäß das gleiche 
wie für die Bundesrepublik Deutschland, denn jene ist im Ostblock der 
dortigen Wirtschaftsgemeinschaft (COMECON) angeschlossen. 

Das Ganze ist nichts anderes als ein Riesenbetrug an den einzelnen 
Völkern. Ein Verbleiben der Bundesrepublik Deutschland in der Euro- 
päischen Gemeinschaft verhindert in jedem Fall die deutsche Einheit 
und Neutralität! 

Der Gründer der paneuropäischen Bewegung, der 1972 gestorbene 
katholische Freimaurer hohen Grades''"), Graf Coudenhove-Kalergi, 
schwärmte von einer y^eurasisch-negroiden Zukunftsrasse'' , also einer 
totalen Völkervermischung, obwohl er genau wußte, welche Nachteile 
eine planmäßig geförderte oder angestrebte Vermischung von Völkern 
mit sich bringt: 

,,Die Folge ist, daß Mischlinge vielfach Charakterlosigkeit, Hem- 
mungslosigkeit, Willensschwäche, Unbe ständigkeit ^ Pietätlosigkeit und 
Treulosigkeit mit Objektivität'' (Sachlichkeit), „Vielseitigkeit, geistiger 
Regsamkeit, Freiheit von Vorurteilen und Weite des Horizontes ver- 
binden . . ,"^^) 

Diese Aussagen von Coudenhove-Kalergi findet man vor allem in 
den sogenannten Weltstädten mit ihrer Mischbevölkerung und ihrer 
riesigen Kriminalität bestätigt. 

Eine Völkervermischung schafft wurzellose Menschen, die zu keinem 
Volk mehr gehören, die innerlich hin- und hergerissen werden und die 
keine Heimat mehr haben, die ihnen Geborgenheit bietet. Nur ein Sich- 
besinnen auf die eigene Identität, die eigene Art, erhält die einzelnen 
Völker am Leben; die Menschen jeden Volkes haben in ihrem Inneren 
(im Selbsterhaltungswillen der Volksseele) selbst den besten Verbün- 

•'') Die Hochgrade der Freimaurerei als einer Weltanschauungsgemeinschaft haben 
innerhalb der Freimaurerei eine ähnliche Stellung wie die Bischöfe in der katholischen 
Kirche. Die unteren Grade der Freimaurerei (1. — 3. Grad) sind »Hnwissend'' (nicht 
eingeweiht) und kennen nicht die Ziele der Hochgrade. 
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deten im Kampf um die Erhaltung ihres Volkes. Eine Ansammlung 
von wurzellosen und damit heimatlosen Mensdien wird zum Spielball 
überstaatlicher Mächtegruppen, denn hier fehlt die helfende Kraft der 
Volksseele. Nicht umsonst werden alle die Staaten, deren Bevölkerung 
aus Mischlingen der verschiedensten Rassen besteht, fast unaufhörlich 
von Revolutionen aller Art erschüttert (z. B. die mittel- und südameri- 
kanischen Staaten). 

Die Volksseele, die Kraftquelle der Völker, die die Eigenart der ein- 
zelnen Völker — ihre Identität — erhalten will, kann man nur durch 
eine Völkervermischung großen Stils auf die Dauer ausschalten. Unter 
diesem Gesichtspunkt muß man einmal die ganze Ausländer- und Asy- 
lantenpolitik der Bundesrepublik Deutschland und weiterer europä- 
ischer Staaten betrachten. 

Jede absichtliche Einschmelzung oder „Integration" von fremden 
Volksteilen in das Staatsvolk, ja jeder Versuch in dieser Richtung, ist 
ein Verstoß gegen die Konvention zur Verhütung und Bestrafung des 
Völkermords vom 9. 12. 1948, die in der Bundesrepublik in dem § 220a 
(Völkermord) des Strafgesetzbuches ihren Niederschlag gefunden 
hat.^») 

Die bisherige Ausländerpolitik der Bundesregierung ist auch verfas- 
sungswidrig, denn sie ermöglicht es, daß Westdeutschland immer mehr 
von Ausländern überflutet und damit überfremdet wird. Mit der plan- 
mäßigen Überfremdung der Bundesrepublik sollen offensichtlich voll- 
endete Tatsachen geschaffen werden, damit eine Wiederherstellung der 
Einheit Deutschlands eines Tages nidit mehr möglidi ist. Die dann noch 
deutsche Bevölkerung Mitteldeutschlands wird dann kaum mehr daran 
interessiert sein, sich mit einer völlig überfremdeten Bundesrepublik 
zusammenzuschließen. Außerdem käme man dem Wunschtraum einer 
„eurasisch-negroiden Zukunftsrasse" des Grafen Coudenhove-Kalergi 
in Europa einen erheblichen Schritt näher. 

Diesem Ziel einer weltweiten Völkervermischung, die praktisch die 
Voraussetzung zur Errichtung einer Weltrepublik ist, dient auch schon 
seit Jahren die in Westdeutschland gezüchtete Kinderfeindlichkeit, vor 
allem auch die Propaganda, daß nur die berufstätige Frau sich „selbst 
verwirklichen" kann, was einer indirekten Herabsetzung des von der 
Natur aus für die Frau vorgesehenen Berufes der Hausfrau^ Mutter 
und damit Erzieherin des kommenden Geschlechtes gleichkommt. Die 
Folgen solcher Madienschaften sind der starke Geburtensdiwund in 
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der Bundesrepublik Deutsdiland. Hinzu kommt die übertrieben liberal 
und antiautoritär erzogene Jugend mit der sich daraus ergebenden all- 
gemeinen sittlichen Verwahrlosung und Kriminalität. Unverblümt 
sprechen heute schon Türken aus: 

„Wir haben mehr Kinder als ihr. Wenn wir einmal die Mehrheit im 
Lande bilden, gehört es uns, und dann können wir machen, was wir 
wollen:'^'') 

Nach der in München herausgegebenen „Zeitschrift von Muslimen in 
Deutschland'', „AI Islam'\ rechnen die Moslems damit, daß Europa in 
den nächsten Jahrzehnten islamisdh. werden wird. Die Zeitschrift ver- 
weist auch darauf, daß Muslime „sehr fruchtbar'' seien.^^) 

Die Ziele der Islam-Priester sind klar und eindeutig: Eroberung 
Europas hauptsädilidi durch Türkeneinwanderung in das Herz Euro- 
pas (Deutschland) und Missionierung. Damit hätten die Islam-Priester 
ohne Blutvergießen das erreicht, was ihnen auf militärischem Gebiet 
vor genau drei Jahrhunderten, nämlidi im Jahre 1683, versagt blieb, 
als sie vergeblich Wien und mit ihm das Abendland zu erobern ver- 
suchten» Deutschland, und zwar ein vereinigtes, unabhängiges oder 
neutrales Deutschland, muß wieder ein Hort des Friedens werden, wie 
es das kaiserliche Deutschland 1871 — 1914 war. 

Dieses kaiserliche Deutschland stand den Verfechtern einer Welt- 
republik im Weg; beim großen Freimaurerkongreß am 16./17. 7. 1889 
in Paris wurde der Sturz der Monarchien Europas beschlossen, als 
Ziel die Weltrepublik verkündet.^^) Das bedeutete aber die Entfesse- 
lung eines Weltkrieges, der dann auch im August 1914 ausbrach und 
zum Sturz der Monarchien in Rußland (1917) und in Deutschland und 
Österreidh-Ungarn (1918) führte. Unmittelbar nach dem Waffenstill- 
stand im November 1918 sagte der damals sehr bekannte jüdisch-deut- 
sdie Wirtsdhaftsführer und Politiker, Walther Rathenau, den nächsten 
Weltkrieg in ungefähr 20 Jahren voraus. Einen Weltkrieg kann man 
aber nur voraussagen, wenn man die Pläne der „Eingeweihten" oder 
maßgeblichen Machthaber für die Zukunft kennt. 

Und welche Kreise sprechen heutzutage von einem 3. Weltkrieg oder 
einem sogenannten „begrenzten" Krieg in Europa (s. o.) ?! 

Ein drohender Krieg in Europa muß durch entsprediende Aufklä- 
rung der Völker „zerredet" werden, denn ein zerredeter, also bekannt 
gemaditer Plan darf nach dem Glauben der „Eingeweihten" nicht 
mehr durchgeführt werden. Die an einem solchen „Stellvertreterkrieg" 



30 



beteiligten Völker und Staaten dürfen nur bluten, während die Rü- 
stungsindustrie und Hodif inanz daran verdient. 

Der Frieden in Europa kann nur durch ein Auseinanderrücken der 
beiden Supermächte erreicht werden Hand in Hand mit der Durdifüh- 
rung des Selbstbestimmungsrechtes für die europäischen Völker. Hier- 
aus ergäbe sich die Unabhängigkeit und Neutralität Deutschlands. 

Einem neutralen, wiedervereinigten Gesamtdeutschland würden sidi 
vermutlidi die nordischen Staaten Dänemark, Norwegen und Schwe- 
den und im Westen Holland und Belgien anschließen. Es ist dabei gut 
möglich, daß der künstlich errichtete belgische Staat dann in seine volks- 
tumsmäßig verschiedenen Bestandteile zerfällt, nämlich in einen flämi- 
schen, wallonischen und einen kleinen deutschen Teil. In Wallonien 
sind Bestrebungen im Gange, sich vom belgischen Staat zu lösen und 
eine Anlehnung an Frankreich zu sudien.^^) Im Sinne des Selbstbestim- 
mungsrechtes der Völker würden sidi dann vermutlich die Flamen mit 
den stammverwandten Holländern zusammenschließen, und der deut- 
sche Teil (Eupen-Malmedy und Moresnet), den Deutschland 1919 an 
Belgien abtreten mußte, könnte wieder mit Deutschland vereinigt wer- 
den. 

Schon ein neutrales Gesamtdeutschland, noch mehr ein neutraler be- 
waffneter Block in Mitteleuropa würde die beiden Supermächte tren- 
nen und so die Gefahr eines europäischen Krieges oHer Weltkrieges 
wesentlich verringern. 

Ein neutrales Deutschland oder auch ein neutraler Block in Europa 
würde nicht nur den europäischen Völkern und den Völkern der So- 
wjetunion, sondern audi der Bevölkerung der USA nützen; mit der 
damit bewirkten geringeren Bedrohung würde endlich auch der Teufels- 
kreis des sich ständig steigernden Wettrüstens mit Atomwaffen durch- 
brochen. 
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